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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Fortgeltung der die epidemische Lage von nationaler 
Tragweite betreffenden Regelungen

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 215. Sitzung am 4. März 2021 aufgrund  

der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für Gesundheit  

– Drucksache 19/27291 – den von den Fraktionen der CDU/CSU und SPD einge-

brachten

Entwurf eines Gesetzes zur Fortgeltung der die epidemische Lage von  

nationaler Tragweite betreffenden Regelungen

– Drucksache 19/26545 –

in beigefügter Fassung angenommen.
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Gesetz zur Fortgeltung der die epidemische Lage von nationaler Tragweite 
betreffenden Regelungen 

Vom …

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

I n h a l t s ü b e r s i c h t  

Artikel 1 Änderung des Infektionsschutzgesetzes 

Artikel 2 Änderung der Verordnung zur Sicherung der Ausbildungen in den Gesundheitsfachberufen während 
einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite 

Artikel 3 Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Artikel 4 Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

Artikel 5 Änderung des Pflegezeitgesetzes 

Artikel 6 Änderung des Familienpflegezeitgesetzes 

Artikel 7 Änderung des Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationa-
ler Tragweite 

Artikel 8 Änderung des Dritten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von na-
tionaler Tragweite 

Artikel 9 Änderung des Krankenhauszukunftsgesetzes 

Artikel 9 a Änderung des Apothekengesetzes 

Artikel 9 b Änderung der Apothekenbetriebsordnung 

Artikel 9 c Änderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 

Artikel 9 d Änderung der COVID-19-Versorgungsstrukturen-Schutzverordnung 

Artikel 10 Folgeänderungen 

Artikel 10 a Einschränkung von Grundrechten 

Artikel 11 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Artikel 1

Änderung des Infektionsschutzgesetzes

Das Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 4a des Gesetzes 
vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3136) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

0. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 67 wird die folgende Angabe zum 13. Abschnitt eingefügt: 

„13. Abschnitt - Rechtsweg und Kosten“. 

b) Nach der Angabe zu § 68 wird die Angabe zum bisherigen 13. Abschnitt gestrichen. 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Satz 4“ durch die Angabe „Satz 6“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Satz 4“ durch die Angabe „Satz 6“ ersetzt.
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cc) Nach Satz 2 werden die folgenden Sätze eingefügt: 

„Die Feststellung nach Satz 1 gilt als nach Satz 2 aufgehoben, sofern der Deutsche Bundestag nicht 
spätestens drei Monate nach der Feststellung nach Satz 1 das Fortbestehen der epidemischen Lage 
von nationaler Tragweite feststellt; dies gilt entsprechend, sofern der Deutsche Bundestag nicht 
spätestens drei Monate nach der Feststellung des Fortbestehens der epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite das Fortbestehen erneut feststellt. Die Feststellung des Fortbestehens nach Satz 3 
gilt als Feststellung im Sinne des Satzes 1.“ 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

aaa) In dem Satzteil vor Buchstabe a wird das Wort „insbesondere“ gestrichen. 

bbb) In Buchstabe f werden die Wörter „sowie Vergütung vorzusehen“ durch die Wörter 
„ , Vergütung sowie für den Fall beschränkter Verfügbarkeit von Arzneimitteln ein-
schließlich Impfstoffen zur Priorisierung der Abgabe und Anwendung der Arzneimittel 
oder der Nutzung der Arzneimittel durch den Bund und die Länder zu Gunsten bestimmter 
Personengruppen vorzusehen“ ersetzt. 

bb) Nummer 7 wird wie folgt geändert: 

aaa) In dem Satzteil vor Buchstabe a wird das Wort „insbesondere“ gestrichen. 

bbb) In Buchstabe b werden nach dem Wort „Ärzte“ die Wörter „die Regelstudienzeit,“ einge-
fügt. 

ccc) In Buchstabe c wird nach dem Wort „Zahnärzte“ ein Komma und werden die Wörter „so-
fern sie nach § 133 der Approbationsordnung für Zahnärzte und Zahnärztinnen weiter an-
zuwenden ist, die Regelstudienzeit,“ eingefügt. 

ddd) In Buchstabe d werden nach dem Wort „Apotheker“ die Wörter „die Regelstudienzeit,“ 
eingefügt und wird das Semikolon am Ende durch ein Komma ersetzt. 

eee) Die folgenden Buchstaben e und f werden angefügt: 

„e) abweichend von der Approbationsordnung für Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten die Regelstudienzeit festzulegen, 

f) abweichend von der Approbationsordnung für Zahnärzte und Zahnärztinnen die Re-
gelstudienzeit, die Zeitpunkte und die Anforderungen an die Durchführung der ein-
zelnen Abschnitte der Zahnärztlichen Prüfung und der Eignungs- und Kenntnisprü-
fung, des Krankenpflegedienstes und der Famulatur festzulegen und alternative 
Lehrformate vorzusehen, um die Fortführung des Studiums und die Durchführung 
der Prüfungen zu gewährleisten;“. 

cc) In Nummer 8 wird in dem Satzteil vor Buchstabe a das Wort „insbesondere“ gestrichen. 

dd) Nummer 10 wird wie folgt geändert: 

aaa) In dem Satzteil vor Buchstabe a wird das Wort „insbesondere“ gestrichen. 

bbb) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

„b) des theoretischen und praktischen Unterrichts, einschließlich der Nutzung von digi-
talen Unterrichtsformen,“. 

ccc) Nach Buchstabe b wird folgender Buchstabe c eingefügt: 

„c) der praktischen Ausbildung,“. 

ddd) Die bisherigen Buchstaben c bis e werden die Buchstaben d bis f. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird aufgehoben.
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bb) In dem neuen Satz 4 werden die Wörter „den Sätzen 1 und 2“ durch die Angabe „Satz 1“ ersetzt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „Kraft“ das Komma und werden die Wörter „ansonsten spätestens 
mit Ablauf des 31. März 2021“ gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Absatz 2 Nummer 7 Buchstabe b, Buchstabe c oder Buchstabe d“ 
durch die Wörter „Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b bis f“ ersetzt. 

cc) In Satz 3 wird nach dem Wort „Tragweite“ das Komma und werden die Wörter „spätestens auf 
den Ablauf des 31. März 2022“ gestrichen. 

dd) In Satz 4 wird nach dem Wort „aufgehoben“ das Komma und werden die Wörter „ansonsten mit 
Ablauf des 31. März 2021“ gestrichen. 

e) Folgender Absatz 9 wird angefügt: 

„(9) Das Bundesministerium für Gesundheit beauftragt eine externe Evaluation zu den Auswir-
kungen der Regelungen in dieser Vorschrift und in den Vorschriften der §§ 5a, 28 bis 32, 36 und 56 im 
Rahmen der nach Absatz 1 Satz 1 festgestellten epidemischen Lage von nationaler Tragweite und zu 
der Frage einer Reformbedürftigkeit. Die Evaluation soll interdisziplinär erfolgen und insbesondere auf 
Basis epidemiologischer und medizinischer Erkenntnisse die Wirksamkeit der auf Grundlage der in 
Satz 1 genannten Vorschriften getroffenen Maßnahmen untersuchen. Die Evaluation soll durch unab-
hängige Sachverständige erfolgen, die jeweils zur Hälfte von der Bundesregierung und vom Deutschen 
Bundestag benannt werden. Das Ergebnis der Evaluierung soll der Bundesregierung bis zum 31. De-
zember 2021 vorgelegt werden. Die Bundesregierung übersendet dem Deutschen Bundestag bis zum 
31. März 2022 das Ergebnis der Evaluierung sowie eine Stellungnahme der Bundesregierung zu diesem 
Ergebnis.“ 

1a. In § 8 Absatz 1 Nummer 1 werden nach den Wörtern „der feststellende Arzt“ die Wörter „sowie bei der 
Anwendung patientennaher Schnelltests bei Dritten die feststellende Person, wenn sie nach § 24 Satz 2 oder 
aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 24 Satz 3 Nummer 1 zu solchen Schnelltests befugt ist“ eingefügt. 

1b. § 9 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 Buchstabe g wird wie folgt gefasst: 

„g) Entnahmedatum oder Eingangsdatum des Untersuchungsmaterials,“. 

b) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Meldenden“ die Wörter „sowie Zuordnungsmerkmale für wei-
tere Untersuchungen“ eingefügt. 

1c. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 8 werden die Wörter „mit Zustimmung des Bundesrates“ durch die Wörter „ohne Zu-
stimmung des Bundesrates“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 5 Satz 1 werden die folgenden Sätze eingefügt: 

„Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates zu bestimmen, dass Personen oder Einrichtungen, die für die Durchführung von 
Schutzimpfungen verantwortlich sind, bestimmte Angaben nach Satz 1 zu von ihnen durchgeführten 
Schutzimpfungen für Zwecke der Impfsurveillance und der Pharmakovigilanz an das Robert Koch-
Institut, an das Paul-Ehrlich-Institut oder an die zuständige Kassenärztliche Vereinigung zu übermitteln 
haben. Die Kassenärztlichen Vereinigungen sind befugt, die ihnen nach Satz 2 übermittelten Daten zu 
verarbeiten, soweit es erforderlich ist, um ihre Verpflichtung nach Satz 1 zu erfüllen.“ 

1d. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates die Meldepflicht für feststellende Personen bei der Anwendung patientennaher 
Schnelltests bei Dritten aufzuheben.“
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b) In Absatz 3 Satz 1 wird jeweils nach der Angabe „Absatz 1“ die Angabe „Satz 1“ eingefügt. 

2. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Empfehlungen der Ständigen Impfkommission zur Durchführung von Schutzimpfungen ge-
gen das Coronavirus SARS-CoV-2 haben sich insbesondere an folgenden Impfzielen auszurichten: 

1. Reduktion schwerer oder tödlicher Krankheitsverläufe, 

2. Unterbindung einer Transmission des Coronavirus SARS-CoV-2, 

3. Schutz von Personen mit besonders hohem Risiko für einen schweren oder tödlichen Krankheits-
verlauf, 

4. Schutz von Personen mit besonders hohem behinderungs-, tätigkeits- oder aufenthaltsbedingtem 
Infektionsrisiko, 

5. Aufrechterhaltung zentraler staatlicher Funktionen, von Kritischen Infrastrukturen, von zentralen 
Bereichen der Daseinsvorsorge und des öffentlichen Lebens. 

Die aufgrund des § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe f sowie des § 20i Absatz 3 Satz 2 Num-
mer 1 Buchstabe a, auch in Verbindung mit Nummer 2, des Fünften Buches Sozialgesetzbuch erlasse-
nen Rechtsverordnungen haben sich an den in Satz 1 genannten Impfzielen im Fall beschränkter Ver-
fügbarkeit von Impfstoffen bei notwendigen Priorisierungen auszurichten.“ 

b) In Absatz 10 Satz 1 und 2 wird jeweils die Angabe „31. Juli 2021“ durch die Angabe „31. Dezember 
2021“ ersetzt.

c) In Absatz 11 Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe „31. Juli 2021“ durch die Angabe „31. Dezember 
2021“ ersetzt.

2a. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die zur Durchführung von Schutzimpfungen berechtigte Person hat jede Schutzimpfung un-
verzüglich in einem Impfausweis oder, falls der Impfausweis nicht vorgelegt wird, in einer Impfbe-
scheinigung zu dokumentieren (Impfdokumentation).“ 

b) Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates festzulegen, dass abweichend von Satz 1 Nummer 5 die Bestätigung in elektronischer 
Form auch mit einem fortgeschrittenen elektronischen Siegel erfolgen kann, wenn das Siegel der zur 
Durchführung der Schutzimpfung verantwortlichen Person eindeutig zugeordnet werden kann.“ 

2b. § 24 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Abweichend von Satz 1 ist Personen unabhängig von ihrer beruflichen Qualifikation die Anwendung von 
In-vitro-Diagnostika, die für patientennahe Schnelltests bei Testung auf HIV, das Hepatitis-C-Virus, das 
Severe-Acute-Respiratory-Syndrome-Coronavirus-2 (SARS-CoV-2) und Treponema pallidum verwendet 
werden, gestattet.“ 

2c. § 28a Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „auszurichten“ ein Semikolon und die Wörter „dabei sind absehbare 
Änderungen des Infektionsgeschehens durch ansteckendere, das Gesundheitssystem stärker belastende 
Virusvarianten zu berücksichtigen“ eingefügt. 

b) In Satz 8 werden nach dem Wort „macht“ die Wörter „oder wenn einer Verbreitung von Virusvarianten 
im Sinne von Satz 1 entgegengewirkt werden soll“ eingefügt.
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c) Nach Satz 11 wird folgender Satz 12 eingefügt: 

„Bei der Prüfung der Aufhebung oder Einschränkung der Schutzmaßnahmen nach den Sätzen 9 bis 11 
sind insbesondere auch die Anzahl der gegen COVID-19 geimpften Personen und die zeitabhängige 
Reproduktionszahl zu berücksichtigen.“ 

3. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Bundesregierung wird, sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 eine epide-
mische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates festzulegen, dass Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland 
einreisen wollen oder eingereist sind und bei denen die Möglichkeit besteht, dass sie einem erhöh-
ten Infektionsrisiko für die Krankheit ausgesetzt waren, die zur Feststellung der epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite geführt hat, insbesondere, weil sie sich in einem entsprechenden 
Risikogebiet aufgehalten haben, ausschließlich zur Feststellung und Verhinderung der Verbreitung 
dieser Krankheit verpflichtet sind, 

1. sich unverzüglich nach der Einreise für einen bestimmten Zeitraum in geeigneter Weise auf 
eigene Kosten abzusondern sowie 

2. der zuständigen Behörde durch Nutzung des vom Robert Koch-Institut nach Absatz 9 einge-
richteten elektronischen Melde- und Informationssystems folgende Angaben mitzuteilen: 

a) ihre personenbezogenen Angaben, 

b) das Datum ihrer voraussichtlichen Einreise, 

c) ihre Aufenthaltsorte bis zu zehn Tage vor und nach der Einreise, 

d) das für die Einreise genutzte Reisemittel und vorliegende Informationen zum Sitzplatz, 

e) Angaben, ob eine Impfdokumentation hinsichtlich der Krankheit vorliegt, die zur Fest-
stellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat, 

f) Angaben, ob ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis hinsichtlich des Nichtvorlie-
gens der Krankheit vorliegt, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite geführt hat, und 

g) Angaben, ob bei ihr Anhaltspunkte für die Krankheit vorliegen, die zur Feststellung der 
epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat; 

in der Rechtsverordnung kann auch festgelegt werden, dass eine Impfdokumentation im Sinne des 
Buchstabens e oder ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis im Sinne des Buchstabens f über 
das nach Absatz 9 eingerichtete Melde- und Informationssystem der zuständigen Behörde zu über-
mitteln sind.“

bb) In Satz 2 werden die Wörter „der Verpflichtung“ durch die Wörter „den Verpflichtungen“ ersetzt. 

cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Personen nach Satz 1 können einer Beobachtung nach § 29 unterworfen werden, auch wenn die 
in § 29 Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht vorliegen.“  

dd) In dem neuen Satz 4 werden die Wörter „dass, soweit eine Ausnahme vorliegt,“ durch die Wörter 
„in welchen Fällen“ ersetzt. 

ee) In dem neuen Satz 5 werden die Wörter „nach den Sätzen 1 und 3 festgelegte Verpflichtung“ durch 
die Wörter „nach den Sätzen 1 und 4 festgelegten Verpflichtungen“ ersetzt.
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b) Absatz 9 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 werden die Wörter „der Überwachung der Absonderung“ durch die Wörter „der Erfül-
lung und Überwachung der Verpflichtungen die sich aus der Rechtsverordnung nach Absatz 8 
Satz 1 ergeben,“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Eine Übermittlung der aufgrund einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 Nummer 2 erho-
benen Daten durch die zuständigen Behörden an andere Stellen oder eine Weiterverwendung die-
ser Daten durch die zuständigen Behörden zu anderen als den in Satz 3 genannten Zwecken ist 
unzulässig.“ 

c) Absatz 10 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In dem Satzteil vor der Aufzählung wird das Wort „Bunderegierung“ durch das Wort „Bundesre-
gierung“ ersetzt. 

bb) In Nummer 1 Buchstabe a werden die Wörter „festgelegten Verpflichtung oder die Ersatzmittei-
lung nach Absatz 8 Satz 3 vorzulegen“ durch die Wörter „Nummer 2 festgelegten Verpflichtungen 
oder die Ersatzmitteilung nach Absatz 8 Satz 4 vorzulegen oder auszuhändigen“ ersetzt. 

d) In Absatz 12 wird nach dem Wort „Kraft“ das Komma und werden die Wörter „ansonsten spätestens 
mit Ablauf des 31. März 2021“ gestrichen. 

e) In Absatz 13 wird die Angabe „bis 7“ durch die Angabe „bis 8“ ersetzt und werden die Wörter „und der 
Freizügigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes)“ durch ein Komma und die Wörter „der Freiheit 
der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit der Person (Artikel 11 Ab-
satz 1 des Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundge-
setzes)“ ersetzt. 

4. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Das Gleiche gilt für eine Person, die nach § 30, auch in Verbindung mit § 32, abgesondert wird 
oder sich aufgrund einer nach § 36 Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 erlassenen Rechtsverordnung ab-
sondert. Eine Entschädigung in Geld kann auch einer Person gewährt werden, wenn diese sich 
bereits vor der Anordnung einer Absonderung nach § 30 oder eines beruflichen Tätigkeitsverbots 
nach § 31 vorsorglich abgesondert oder vorsorglich bestimmte berufliche Tätigkeiten ganz oder 
teilweise nicht ausgeübt hat und dadurch einen Verdienstausfall erleidet, wenn eine Anordnung 
einer Absonderung nach § 30 oder eines beruflichen Tätigkeitsverbots nach § 31 bereits zum Zeit-
punkt der vorsorglichen Absonderung oder der vorsorglichen Nichtausübung beruflicher Tätigkei-
ten hätte erlassen werden können.“

bb) In dem neuen Satz 5 wird die Angabe „Satzes 3“ durch die Angabe „Satzes 4“ ersetzt. 

b) Absatz 1a Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In dem Satzteil vor der Aufzählung werden die Wörter „Eine erwerbstätige Person erhält“ durch 
die Wörter „Sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 eine epidemische Lage von 
nationaler Tragweite festgestellt hat, erhält eine erwerbstätige Person“ ersetzt. 

bb) In Nummer 1 werden die Wörter „oder die Präsenzpflicht in einer Schule aufgehoben wird“ durch 
ein Komma und die Wörter „die Präsenzpflicht in einer Schule aufgehoben oder der Zugang zum 
Kinderbetreuungsangebot eingeschränkt wird oder eine behördliche Empfehlung vorliegt, vom 
Besuch einer Einrichtung zur Betreuung von Kindern, einer Schule oder einer Einrichtung für 
Menschen mit Behinderungen abzusehen,“ ersetzt.

 

 

 

 

 

 

 

 

Drucksache 197/21

juris Lex QS
01062024 ()



– 7 – 

c) In Absatz 2 werden die Sätze 3 und 4 durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Vom Beginn der siebenten Woche an wird die Entschädigung abweichend von Satz 2 in Höhe von 
67 Prozent des der erwerbstätigen Person entstandenen Verdienstausfalls gewährt; für einen vollen Mo-
nat wird höchstens ein Betrag von 2 016 Euro gewährt. Im Fall des Absatzes 1a wird die Entschädigung 
von Beginn an in der in Satz 3 bestimmten Höhe gewährt. Für jede erwerbstätige Person wird die Ent-
schädigung nach Satz 4 für die Dauer der vom Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 festge-
stellten epidemischen Lage von nationaler Tragweite unabhängig von der Anzahl der Kinder für längs-
tens zehn Wochen pro Jahr gewährt, für eine erwerbstätige Person, die ihr Kind allein beaufsichtigt, 
betreut oder pflegt, längstens für 20 Wochen pro Jahr.“ 

d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Als Verdienstausfall gilt das Arbeitsentgelt, das dem Arbeitnehmer bei der für ihn maßge-
benden regelmäßigen Arbeitszeit zusteht, vermindert um Steuern und Beiträge zur Sozialversicherung 
sowie zur Arbeitsförderung oder entsprechende Aufwendungen zur sozialen Sicherung in angemesse-
nem Umfang (Netto-Arbeitsentgelt). Bei der Ermittlung des Arbeitsentgelts sind die Regelungen des 
§ 4 Absatz 1, 1a und 4 des Entgeltfortzahlungsgesetzes entsprechend anzuwenden. Für die Berechnung 
des Verdienstausfalls ist die Netto-Entgeltdifferenz in entsprechender Anwendung des § 106 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch zu bilden. Der Betrag erhöht sich um das Kurzarbeitergeld und um das Zu-
schuss-Wintergeld, auf das der Arbeitnehmer Anspruch hätte, wenn er nicht aus den in Absatz 1 ge-
nannten Gründen an der Arbeitsleistung verhindert wäre. Satz 1 gilt für die Berechnung des Verdienst-
ausfalls bei den in Heimarbeit Beschäftigten und bei Selbständigen entsprechend mit der Maßgabe, dass 
bei den in Heimarbeit Beschäftigten das im Durchschnitt des letzten Jahres vor Einstellung der verbo-
tenen Tätigkeit oder vor der Absonderung verdiente monatliche Arbeitsentgelt und bei Selbständigen 
ein Zwölftel des Arbeitseinkommens (§ 15 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) aus der entschädi-
gungspflichtigen Tätigkeit zugrunde zu legen ist.“ 

e) Nach Absatz 5 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Abweichend von Satz 1 hat der Arbeitgeber die Entschädigung nach Absatz 1a für die in Absatz 2 
Satz 5 genannte Dauer auszuzahlen.“ 

f) Dem Absatz 9 wird folgender Satz angefügt: 

„Das Eintreten eines Tatbestandes nach Absatz 1 oder Absatz 1a unterbricht nicht den Bezug von Ar-
beitslosengeld oder Kurzarbeitergeld, wenn die weiteren Voraussetzungen nach dem Dritten Buch So-
zialgesetzbuch erfüllt sind.“ 

g) Absatz 11 Satz 1 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:  

„Die Anträge nach Absatz 5 sind innerhalb einer Frist von zwei Jahren nach Einstellung der verbotenen 
Tätigkeit, dem Ende der Absonderung oder nach dem Ende der vorübergehenden Schließung, der Un-
tersagung des Betretens, der Schul- oder Betriebsferien, der Aufhebung der Präsenzpflicht, der Ein-
schränkung des Kinderbetreuungsangebotes oder der Aufhebung der Empfehlung nach Absatz 1a 
Satz 1 Nummer 1 bei der zuständigen Behörde zu stellen. Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass der Antrag nach Absatz 5 Satz 3 und 4 nach amtlich vor-
geschriebenem Verfahren durch Datenfernübertragung zu übermitteln ist und das nähere Verfahren zu 
bestimmen. Die zuständige Behörde kann zur Vermeidung unbilliger Härten auf eine Übermittlung 
durch Datenfernübertragung verzichten.“ 

5. § 66 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Ansprüche nach den §§ 56 bis 58 richten sich gegen das Land, 

1. in dem das berufliche Tätigkeitsverbot erlassen wurde oder in den Fällen des § 34 Absatz 1 bis 3 und 
des § 42 in dem die verbotene Tätigkeit ausgeübt worden ist, 

2. in dem das Absonderungsgebot angeordnet oder erlassen wurde oder in dem die Absonderung aufgrund 
einer nach § 36 Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 erlassenen Rechtsverordnung vorgenommen wurde oder
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3. in dem Einrichtungen zur Betreuung von Kindern, Schulen oder Einrichtungen für Menschen mit Be-
hinderungen vorübergehend geschlossen wurden, deren Betreten untersagt wurde, Schul- oder Betriebs-
ferien angeordnet oder verlängert wurden, die Präsenzpflicht in einer Schule aufgehoben, der Zugang 
zum Kinderbetreuungsangebot eingeschränkt oder eine behördliche Empfehlung abgegeben wurde, 
vom Besuch einer Einrichtung zur Betreuung von Kindern, einer Schule oder einer Einrichtung für 
Menschen mit Behinderungen abzusehen.“ 

6. Nach § 67 wird folgende Überschrift des 13. Abschnitts eingefügt: 

„13. Abschnitt 

Rechtsweg und Kosten“.

7. § 68 Absatz 1 wird durch die folgenden Absätze 1 und 1a ersetzt: 

„(1) Für Streitigkeiten über Ansprüche nach den §§ 56 bis 58 und 65 gegen das nach § 66 Absatz 1 zur 
Zahlung verpflichtete Land ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 

(1a) Für Streitigkeiten über Ansprüche nach einer aufgrund des § 20i Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 Buch-
stabe a, auch in Verbindung mit Nummer 2, des Fünften Buches Sozialgesetzbuch sowie des § 5 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4 Buchstabe c und f erlassenen Rechtsverordnung ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben.“ 

8. Nach § 68 wird die Überschrift des bisherigen 13. Abschnitts gestrichen. 

9. § 73 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Absatz 1a wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 8 wird wie folgt gefasst: 

„8.  entgegen § 22 Absatz 1 eine Schutzimpfung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig dokumentiert,“. 

bb) Nach Nummer 22a wird folgende Nummer 22b eingefügt: 

„22b. entgegen § 50a Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 50a 
Absatz 4 Nummer 2, Polioviren oder dort genanntes Material besitzt,“. 

cc) Nummer 24 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Wörter „§ 13 Absatz 3 Satz 1“ werden durch die Wörter „§ 13 Absatz 3 Satz 8 oder 
Absatz 4 Satz 2“ ersetzt.

bbb) Die Wörter „§ 36 Absatz 8 Satz 1 oder Satz 3“ werden durch die Wörter „§ 36 Absatz 8 
Satz 1 oder Satz 4, jeweils auch in Verbindung mit Satz 5,“ ersetzt und die Wörter „oder 
Absatz 10 Satz 1“ durch die Wörter „Absatz 10 Satz 1 Nummer 1, auch in Verbindung 
mit Satz 3, Nummer 2 oder Nummer 3“ ersetzt. 

10. Dem § 77 werden die folgenden Absätze 4 und 5 angefügt: 

„(4) Abweichend von § 5 Absatz 1 Satz 3 gilt eine vor dem … [einsetzen: Tag der Verkündung nach 
Artikel 11 Absatz 1 dieses Gesetzes] getroffene Feststellung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 erst dann als nach § 5 
Absatz 1 Satz 2 aufgehoben, wenn der Deutsche Bundestag das Fortbestehen der epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite nicht bis zum … [einsetzen: Datum desjenigen Tages des dritten auf den Monat des 
Inkrafttretens nach Artikel 11 Absatz 1 folgenden Kalendermonats, dessen Zahl mit der des Tages des In-
krafttretens nach Artikel 11 Absatz 1 übereinstimmt, oder, wenn es einen solchen Kalendertag nicht gibt, 
Datum des ersten Tages des darauffolgenden Kalendermonats] feststellt. 

(5) Auf Streitigkeiten über Ansprüche nach § 65 gegen das nach § 66 Absatz 1 Satz 2 zur Zahlung 
verpflichtete Land, die nach dem … [einsetzen: Tag der Verkündung nach Artikel 11 Absatz 1 dieses Geset-
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zes] rechtshängig werden, sind § 58 Absatz 2 Satz 1, § 70 Absatz 1 Satz 1 und § 75 Satz 2 der Verwaltungs-
gerichtsordnung mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Fristen frühestens am … [einsetzen: Tag des In-
krafttretens nach Artikel 11 Absatz 1 dieses Gesetzes] zu laufen beginnen.“

Artikel 2

Änderung der Verordnung zur Sicherung der Ausbildungen in den Gesundheitsfachberufen wäh-
rend einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite

Die Verordnung zur Sicherung der Ausbildungen in den Gesundheitsfachberufen während einer epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite vom 10. Juni 2020 (BAnz AT 12.06.2020 V1) wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Absatz 1 wird jeweils die Angabe „30. Juni 2021“ durch die Angabe „30. September 2022“ ersetzt. 

2. § 8 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Diese Verordnung tritt ein Jahr nach der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes 
außer Kraft. Der Tag des Außerkrafttretens ist im Bundesanzeiger bekannt zu geben.“

Artikel 3

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Januar 2021 
(BGBl. I S. 2) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 20i Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a werden die Wörter „wenn sie in zentralen Bereichen der Daseinsvor-
sorge und für die Aufrechterhaltung zentraler staatlicher Funktionen“ durch die Wörter „wenn sie zur 
Aufrechterhaltung zentraler staatlicher Funktionen, Kritischer Infrastrukturen oder zentraler Bereiche 
der Daseinsvorsorge“ ersetzt. 

b) Nach Satz 3 werden die folgenden Sätze eingefügt: 

„Sofern in der Rechtsverordnung nach Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 2 ein Anspruch auf 
Schutzimpfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 festgelegt wird, kann zugleich im Fall beschränk-
ter Verfügbarkeit von Impfstoffen eine Priorisierung der Anspruchsberechtigten nach Personengruppen 
festgelegt werden; die in § 20 Absatz 2a Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes genannten Impfziele sind 
dabei zu berücksichtigen. Als Priorisierungskriterien kommen insbesondere das Alter der Anspruchs-
berechtigten, ihr Gesundheitszustand, ihr behinderungs-, tätigkeits- oder aufenthaltsbedingtes SARS-
CoV-2-Expositionsrisiko sowie ihre Systemrelevanz in zentralen staatlichen Funktionen, Kritischen 
Infrastrukturen oder zentralen Bereichen der Daseinsvorsorge in Betracht.“ 

c) In dem neuen Satz 13 Nummer 5 wird die Angabe „Satz 6“ durch die Angabe „Satz 8“ ersetzt. 

d) In dem neuen Satz 15 werden nach den Wörtern „außer Kraft“ das Komma und die Wörter „ansonsten 
spätestens mit Ablauf des 31. März 2021“ gestrichen. 

e) Der neue Satz 16 wird wie folgt gefasst: 

„Soweit und solange eine aufgrund des Satzes 1 oder des Satzes 2 erlassene Rechtsverordnung in Kraft 
ist, hat der Gemeinsame Bundesausschuss, soweit die Ständige Impfkommission Empfehlungen für 
Schutzimpfungen abgegeben hat, auf die ein Anspruch nach der jeweiligen Rechtsverordnung besteht, 
in Abweichung von Absatz 1 Satz 5 Einzelheiten zu Voraussetzungen, Art und Umfang von diesen
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Schutzimpfungen nach Absatz 1 Satz 3 für die Zeit nach dem Außerkrafttreten der jeweiligen Rechts-
verordnung in Richtlinien nach § 92 zu bestimmen; die von der Ständigen Impfkommission empfohle-
nen Schutzimpfungen dürfen nach Außerkrafttreten der Rechtsverordnung so lange erbracht werden, 
bis die Richtlinie vorliegt.“ 

2. Nach § 87b Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Mindert sich die Fallzahl in einem die Fortführung der Arztpraxis gefährdenden Umfang infolge 
einer Pandemie, Epidemie, Endemie, Naturkatastrophe oder eines anderen Großschadensereignisses, soll die 
Kassenärztliche Vereinigung im Benehmen mit den Landesverbänden der Krankenkassen und den Ersatz-
kassen im Verteilungsmaßstab geeignete Regelungen zur Fortführung der vertragsärztlichen Tätigkeit des 
Leistungserbringers vorsehen. Regelungen nach Satz 1 können auch bei einer Minderung von Fallzahlen von 
Leistungen vorgesehen werden, die nach § 87a Absatz 3 Satz 5 Nummer 1, 3, 4, 5 und 6 und Satz 6 vergütet 
werden. In der Vergangenheit gebildete und noch nicht aufgelöste Rückstellungen im Rahmen der Honorar-
verteilung sollen ebenfalls verwendet werden. Eine weitere Voraussetzung für die Zahlung von Kompensa-
tionszahlungen ist, dass der vertragsärztliche Leistungserbringer die in § 19a Absatz 1 der Zulassungsver-
ordnung für Vertragsärzte festgelegten Mindestsprechstunden einhält. Bei einer Unterschreitung der in § 19a 
Absatz 1 der Zulassungsverordnung für Vertragsärzte festgelegten Mindestsprechstunden können Kompen-
sationszahlungen nur vorgenommen werden, wenn der vertragsärztliche Leistungserbringer durch eine Pan-
demie, Epidemie, Endemie, Naturkatastrophe oder ein anderes Großschadensereignis verursachte rechtferti-
gende Gründe für die Unterschreitung nachweist.“ 

3. In § 275b Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Absatz 2 und 3“ durch die Wörter „Absatz 2 bis 3“ ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, 
BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3299) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 152 folgende Angabe eingefügt: 

„§ 153 Erstattung pandemiebedingter Kosten durch den Bund; Verordnungsermächtigung“. 

1a. In § 40 Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort „übersteigen“ ein Semikolon und werden die Wörter „bis zum 
31. Dezember 2021 gilt ein monatlicher Betrag in Höhe von 60 Euro“ eingefügt. 

2. § 114 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 ist in dem Zeitraum vom 1. Oktober 2020 bis zum 31. De-
zember 2021 in allen zugelassenen Pflegeeinrichtungen eine Regelprüfung durchzuführen, wenn die 
Situation vor Ort es aufgrund der SARS-CoV-2-Pandemie zulässt. Der Spitzenverband Bund der Pfle-
gekassen beschließt im Benehmen mit dem Medizinischen Dienst des Spitzenverbandes Bund der Kran-
kenkassen und dem Prüfdienst des Verbandes der Privaten Krankenversicherung e. V. sowie im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Gesundheit unverzüglich das Nähere zur Durchführbarkeit 
von Prüfungen, insbesondere, unter welchen Voraussetzungen Prüfaufträge angesichts der aktuellen 
Infektionslage angemessen sind und welche spezifischen Vorgaben, insbesondere zur Hygiene, zu be-
achten sind. Dabei sind insbesondere die aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse zu berücksichtigen. 
Der Beschluss nach Satz 2 ist entsprechend der Entwicklung der SARS-CoV-2-Pandemie zu aktuali-
sieren. Er ist für die Landesverbände der Pflegekassen, die Medizinischen Dienste und den Prüfdienst 
des Verbandes der Privaten Krankenversicherung e. V. verbindlich. Der Spitzenverband Bund der Pfle-
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gekassen berichtet dem Bundesministerium für Gesundheit zum 30. September 2021 über die Erfah-
rungen der Pflegekassen mit der Durchführung von Qualitätsprüfungen in dem in Satz 1 genannten 
Zeitraum.“ 

3. § 114b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „31. Dezember 2020“ durch die Angabe „31. Dezember 2021“ und 
die Angabe „1. Januar 2021“ durch die Angabe „1. Januar 2022“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „31. Dezember 2020“ durch die Angabe „31. Dezember 2021“ ersetzt und 
wird das Wort „erstmals“ gestrichen. 

4. § 114c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „1. Juli 2021“ durch die Angabe „1. Januar 2023“ ersetzt und werden 
die Wörter „sichergestellt ist“ durch die Wörter „erreicht worden ist“ ersetzt. 

bb) In Satz 4 werden die Wörter „sichergestellt ist“ durch die Wörter „erreicht worden ist“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 in dem Satzteil vor der Aufzählung wird die Angabe „31. März 2021“ durch die Angabe 
„30. Juni 2022“ und wird die Angabe „30. September 2021“ durch die Angabe „31. März 2023“ 
ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „30. September 2021“ durch die Angabe „31. März 2023“ ersetzt. 

5. In § 147 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 6 wird jeweils die Angabe „31. März 2021“ durch die Angabe „30. Juni 
2021“ ersetzt. 

6. In § 148 wird die Angabe „31. März 2021“ durch die Angabe „30. Juni 2021“ ersetzt. 

7. § 150 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5c wird wie folgt gefasst: 

„(5c) Abweichend von § 45b Absatz 1 Satz 5 zweiter Halbsatz kann der im Jahr 2019 sowie der im 
Jahr 2020 nicht verbrauchte Betrag für die Leistung nach § 45b Absatz 1 Satz 1 in den Zeitraum bis 
zum 30. September 2021 übertragen werden.“ 

b) In Absatz 6 wird jeweils die Angabe „31. März 2021“ durch die Angabe „30. Juni 2021“ ersetzt. 

8. Nach § 152 wird folgender § 153 eingefügt:

„§ 153 

Erstattung pandemiebedingter Kosten durch den Bund; Verordnungsermächtigung 

Wenn der Mittelbestand der sozialen Pflegeversicherung aufgrund pandemiebedingter Mehrausgaben 
absehbar das gesetzliche Betriebsmittel- und Rücklagesoll der Pflegekassen zu unterschreiten droht, gewährt 
der Bundeshaushalt der sozialen Pflegeversicherung im Jahr 2021 einen Zuschuss in erforderlicher Höhe 
(Bundeszuschuss). Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, das Nähere durch Rechtsver-
ordnung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen ohne Zustimmung des Bundesrates zu 
bestimmen.“ 
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Artikel 5

Änderung des Pflegezeitgesetzes

In § 9 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2, 4 Satz 1, Absatz 5 und 7 des Pflegezeitgesetzes vom 28. Mai 2008 (BGBl. I 
S. 874, 896), das zuletzt durch Artikel 4c des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3299) geändert wor-
den ist, wird jeweils die Angabe „31. März 2021“ durch die Angabe „30. Juni 2021“ ersetzt.

Artikel 6

Änderung des Familienpflegezeitgesetzes 

Das Familienpflegezeitgesetz vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2564), das zuletzt durch Artikel 4b des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3299) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„Das pauschalierte monatliche Nettoentgelt vor der Freistellung nach Absatz 1 wird berechnet auf der 
Grundlage des regelmäßigen durchschnittlichen monatlichen Bruttoarbeitsentgelts ausschließlich der 
Sachbezüge der letzten zwölf Kalendermonate vor Beginn der Freistellung. Das pauschalierte monatli-
che Nettoentgelt während der Freistellung wird berechnet auf der Grundlage des Bruttoarbeitsentgelts, 
das sich aus dem Produkt aus der vereinbarten durchschnittlichen monatlichen Stundenzahl während 
der Freistellung und dem durchschnittlichen Entgelt je Arbeitsstunde ergibt.“ 

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die Berechnung der pauschalierten Nettoentgelte erfolgt entsprechend der Berechnung der pauscha-
lierten Nettoentgelte gemäß § 106 Absatz 1 Satz 5 bis 7 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch.“ 

c) In dem neuen Satz 7 wird die Angabe „Satz 5“ durch die Angabe „Satz 6“ und die Angabe „31. März 
2021“ durch die Angabe „30. Juni 2021“ ersetzt. 

2. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Angabe „1. März 2021“ durch die Angabe „1. Juni 2021“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 Satz 1 und Absatz 6 wird jeweils die Angabe „31. März 2021“ durch die 
Angabe „30. Juni 2021“ ersetzt.

Artikel 7

Änderung des Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite  

Die Artikel 3 und 7 Absatz 4 des Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) werden aufgehoben.
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Artikel 8

Änderung des Dritten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite  

Das Dritte Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 
18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 2 wird aufgehoben. 

2. In Artikel 8 Absatz 3 werden die Wörter „und Artikel 2 treten“ durch das Wort „tritt“ ersetzt.

Artikel 9

Änderung des Krankenhauszukunftsgesetzes 

In Artikel 13 Absatz 5 des Krankenhauszukunftsgesetzes vom 23. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2208), das 
durch Artikel 4d des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3299) geändert worden ist, wird die Angabe 
„1. April 2021“ durch die Angabe „1. Juli 2021“ ersetzt.

Artikel 9a

Änderung des Apothekengesetzes

Dem § 21 Absatz 2 des Apothekengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 1980 
(BGBl. I S. 1993), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2870) geändert 
worden ist, wird folgender Satz angefügt: 

„Bei den Regelungen nach Satz 1 Nummer 8 zum Warenlager der Apotheken ist insbesondere sicherzustellen, 
dass auch im Falle vorübergehender Lieferengpässe oder Mehrbedarfe eine ordnungsgemäße Versorgung insbe-
sondere mit Arzneimitteln, die in Krankenhäusern zur intensivmedizinischen Behandlung benötigt werden, ge-
währleistet ist.“ 

Artikel 9b

Änderung der Apothekenbetriebsordnung 

Die Apothekenbetriebsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 1995 (BGBl. I 
S. 1195), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2870) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 15 Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Abweichend von Satz 1 muss der Leiter einer krankenhausversorgenden Apotheke parenteral anzuwen-
dende Arzneimittel zur intensivmedizinischen Versorgung in einer Art und Menge vorrätig halten, die min-
destens dem durchschnittlichen Bedarf der intensivmedizinischen Abteilungen des jeweils versorgten Kran-
kenhauses für vier Wochen entspricht.“
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2. Nach § 30 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Abweichend von Satz 1 müssen parenteral anzuwendende Arzneimittel zur intensivmedizinischen Versor-
gung in ausreichender Menge vorrätig gehalten werden, die mindestens dem durchschnittlichen Bedarf der 
intensivmedizinischen Abteilungen des jeweils versorgten Krankenhauses für vier Wochen entsprechen 
muss.“ 

Artikel 9c

Änderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes

Nach § 26c des Krankenhausfinanzierungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 1991 
(BGBl. I S. 886), das zuletzt durch Artikel 2a des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3299) geändert 
worden ist, wird folgender § 26d eingefügt: 

„§ 26d 

Erweiterte Sonderleistung an Pflegekräfte aufgrund von besonderen Belastungen durch  
die SARS-CoV-2-Pandemie 

(1) Zugelassene Krankenhäuser, die ihre Leistungen nach dem Krankenhausentgeltgesetz abrechnen und 
die im Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 durch die voll- oder teilstationäre Behandlung 
von mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Patientinnen und Patienten besonders belastet waren, haben 
für ihre Pflegekräfte in der unmittelbaren Patientenversorgung auf bettenführenden Stationen, soweit diese durch 
die Versorgung von mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Patientinnen und Patienten einer erhöhten 
Arbeitsbelastung ausgesetzt waren, Anspruch auf eine Auszahlung aus den in Absatz 3 Satz 1 genannten Mitteln, 
mit der sie diesen Beschäftigten eine Prämie als einmalige Sonderleistung zu zahlen haben. Als besonders belastet 
gelten Krankenhäuser mit weniger als 500 Betten mit mindestens 20 voll- oder teilstationär behandelten Patien-
tinnen und Patienten, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert waren, sowie Krankenhäuser ab 500 Betten 
mit mindestens 50 voll- oder teilstationär behandelten Patientinnen und Patienten, die mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 infiziert waren. Krankenhäuser, die nach § 26a Absatz 1 anspruchsberechtigt waren, werden bei 
der Verteilung berücksichtigt, wenn sie im Zeitraum vom 1. Juni 2020 bis zum 31. Dezember 2020 die Voraus-
setzungen der Sätze 1 und 2 erfüllt haben. Unter den nach den Sätzen 1 bis 3 anspruchsberechtigten Krankenhäu-
sern werden 150 Millionen Euro nach der jeweiligen Summe der Verweildauertage der voll- oder teilstationär 
behandelten Patientinnen und Patienten, die in den in den Sätzen 1 und 3 genannten Zeiträumen in den besonders 
belasteten Krankenhäusern mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert waren und entlassen wurden, sowie 
150 Millionen Euro nach der Anzahl der im Jahr 2019 beschäftigten Pflegekräfte in der unmittelbaren Patienten-
versorgung auf bettenführenden Stationen, umgerechnet in Vollkräfte, verteilt. Zusätzlich werden 150 Millionen 
Euro unter den nach den Sätzen 1 bis 3 anspruchsberechtigten Krankenhäusern verteilt, in denen im Zeitraum 
nach Satz 1 mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierte Patientinnen und Patienten mehr als 48 Stunden gemäß 
der Anlage zur Vereinbarung über die Übermittlung von Daten nach § 21 Absatz 4 und Absatz 5 des Kranken-
hausentgeltgesetzes – Version 2020 für das Datenjahr 2019, Fortschreibung vom 4. Dezember 2019 – beatmet 
wurden; die Anspruchshöhe wird nach der Anzahl dieser Fälle im jeweiligen Krankenhaus bemessen. Der jedem 
anspruchsberechtigten Krankenhaus nach Maßgabe der Sätze 4 und 5 zustehende Betrag wird durch das Institut 
für das Entgeltsystem im Krankenhaus auf der Grundlage der Daten ermittelt, die dem Institut für das Entgeltsys-
tem im Krankenhaus nach § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 sowie nach § 21 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe e des 
Krankenhausentgeltgesetzes zur Verfügung stehen. Das Institut für das Entgeltsystem im Krankenhaus veröffent-
licht für jedes anspruchsberechtigte Krankenhaus unter Angabe des Namens und des Kennzeichens nach § 293 
Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch das Prämienvolumen nach den Sätzen 4 und 5 bis zum … [einset-
zen: Datum des siebten Tages nach Inkrafttreten nach Artikel 11 Absatz 1 dieses Gesetzes] barrierefrei auf seiner 
Internetseite.  

(2) Die Auswahl der Prämienempfängerinnen und Prämienempfänger sowie die Bemessung der individu-
ellen Prämienhöhe entsprechend der Belastung durch die Versorgung von mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
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infizierten Patientinnen und Patienten obliegt dem Krankenhausträger im Einvernehmen mit der Arbeitnehmer-
vertretung. Zudem sollen neben den in Absatz 1 Satz 1 Genannten auch andere Beschäftigte für die Zahlung einer 
Prämie ausgewählt werden, die aufgrund der Versorgung von mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Pa-
tientinnen und Patienten besonders belastet waren.

(3) Zur Finanzierung der Prämien nach Absatz 1 zahlt das Bundesamt für Soziale Sicherung einen Betrag 
von 450 Millionen Euro bis zum … [einsetzen: Datum des 14. Tages nach Inkrafttreten gemäß Artikel 11 Absatz 1 
dieses Gesetzes] aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds an den Spitzenverband Bund der Krankenkas-
sen. Der Bund erstattet den Betrag nach Satz 1 unverzüglich an die Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds. Der 
Spitzenverband Bund der Krankenkassen leitet den Betrag nach Satz 1 auf Grundlage der Veröffentlichung nach 
Absatz 1 Satz 7 an die anspruchsberechtigten Krankenhäuser weiter. Nach Abschluss der Zahlungen nach Satz 3 
übermittelt der Spitzenverband Bund der Krankenkassen dem Bundesministerium für Gesundheit bis zum 
30. September 2021 eine krankenhausbezogene Aufstellung der ausgezahlten Mittel. 

(4) Die Krankenhausträger haben die Prämien nach Absatz 2 bis zum 30. Juni 2021 an die Beschäftigten 
nach Absatz 2 auszuzahlen. Den Vertragsparteien nach § 18 Absatz 2 Nummer 1 oder Nummer 2 und dem Spit-
zenverband Bund der Krankenkassen ist bis zum 31. März 2022 eine Bestätigung des Jahresabschlussprüfers über 
die zweckentsprechende Verwendung der Mittel vorzulegen. Werden die Bestätigungen nicht oder nicht vollstän-
dig vorgelegt oder wurden die Mittel nicht zweckentsprechend verwendet, ist der entsprechende Betrag bis zum 
30. April 2022 an den Spitzenverband Bund der Krankenkassen zurückzuzahlen. Dieser leitet die Beträge nach 
Satz 3 unverzüglich an die Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds weiter. Das Bundesamt für Soziale Sicherung 
erstattet die Summe der Beträge nach Satz 4 bis zum 30. Juni 2022 aus der Liquiditätsreserve des Gesundheits-
fonds an den Bund. Soweit die Zahlungen nach Satz 1 zur Folge haben, dass der Betrag nach § 3 Nummer 11a 
des Einkommensteuergesetzes für einzelne Beschäftigte überschritten wird, können die Krankenhäuser auch Ar-
beitgeberanteile an den Sozialversicherungsbeiträgen für die Zahlungen nach Satz 1 aus den Mitteln nach Ab-
satz 3 Satz 3 decken.

(5) Die nach Absatz 1 Satz 1 bis 3 anspruchsberechtigten Krankenhäuser berichten dem Spitzenverband 
Bund der Krankenkassen bis zum 31. März 2022 in anonymisierter Form über die Anzahl der Prämienempfänge-
rinnen und Prämienempfänger, die jeweilige Prämienhöhe und die der Verteilung nach Absatz 2 zugrunde liegen-
den Kriterien. Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen kann den Krankenhäusern weitere Vorgaben zum 
Inhalt der Berichte machen und erstellt auf der Grundlage der Berichte einen Abschlussbericht, den er bis zum 
31. August 2022 dem Bundesministerium für Gesundheit vorlegt.“

Artikel 9d

Änderung der COVID-19-Versorgungsstrukturen-Schutzverordnung 

Die COVID-19-Versorgungsstrukturen-Schutzverordnung vom 30. April 2020 (BAnz AT 04.05.2020 V1), 
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 6. Januar 2021 (BAnz AT 07.01.2021 V1) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Bezeichnung werden die Wörter „sowie zur Pflegehilfsmittelversorgung“ gestrichen. 

2. § 4 wird aufgehoben. 

3. In § 5 werden die Wörter „vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert worden ist,“ gestrichen.

Artikel 10 

Folgeänderungen 

(1) In § 4 der DIVI IntensivRegister-Verordnung vom 8. April 2020 (BAnz AT 09.04.2020 V4), die durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 29. Mai 2020 (BAnz AT 02.06.2020 V2) geändert worden ist, werden die Wörter 
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„vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I 
S. 587) geändert worden ist,“ gestrichen. 

(2) In § 10 der Medizinischer Bedarf Versorgungssicherstellungsverordnung vom 25. Mai 2020 (BAnz AT 
26.05.2020 V1) werden die Wörter „vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert worden ist,“ gestrichen. 

(3) In § 3 der ITS-Arzneimittelbevorratungsverordnung vom 7. Juli 2020 (BAnz AT 08.07.2020 V1) wer-
den die Wörter „vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1018) geändert worden ist,“ gestrichen. 

(4) In § 9 Absatz 1 der SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungsverordnung vom 20. April 2020 (BAnz AT 
21.04.2020 V1), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 28. September 2020 (BAnz AT 30.9.2020 V1) geändert 
worden ist, werden die Wörter „vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert worden ist,“ gestrichen. 

(5) In § 10 Absatz 1 der Coronavirus-Einreiseverordnung vom 13. Januar 2021 (BAnz AT 13.01.2021 V1) 
wird nach dem Wort „Infektionsschutzgesetzes“ das Komma und werden die Wörter „das zuletzt durch Artikel 4a 
des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3136) geändert worden ist, ansonsten spätestens mit Ablauf 
des 31. März 2021“ gestrichen. 

(6) In § 11 der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung vom 14. Dezember 2020 (BAnz AT 15.12.2020 
V1), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. Februar 2021 (BAnz AT 05.02.2021 V1) geändert worden ist, 
werden die Wörter „Satz 13 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 4 Nummer 1 des 
Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert worden ist,“ durch die Wörter „Satz 15 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch“ ersetzt. 

(7) In § 19 Absatz 1 der Coronavirus-Testverordnung vom 27. Januar 2021 (BAnz AT 27.01.2021 V2) 
werden die Wörter „Satz 13 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch“ durch die Wörter „Satz 15 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch“ ersetzt. 

(8) In § 15 Satz 1 der Coronavirus-Impfverordnung vom 8. Februar 2021 (BAnz AT 08.02.2021 V1) wer-
den die Wörter „Satz 13 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch“ durch die Wörter „Satz 15 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch“ ersetzt. 

(9) In Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung zur Änderung der Medizinprodukte-Abgabeverordnung im Rah-
men der epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 2. Dezember 2020 (BAnz AT 03.12.2020 V1) werden 
die Wörter „vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. November 
2020 (BGBl. I S. 2397) geändert worden ist,“ gestrichen. 

(10) In Artikel 3 Absatz 2 der Zweiten Verordnung zur Änderung der Medizinprodukte-Abgabeverordnung 
im Rahmen der epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 15. Januar 2021 (BAnz AT 19.01.2021 V1) 
werden die Wörter „vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 4a des Gesetzes vom 21. De-
zember 2020 (BGBl. I S. 3136) geändert worden ist,“ gestrichen. 

(11) In Artikel 3 Absatz 2 der Dritten Verordnung zur Änderung der Medizinprodukte-Abgabeverordnung 
im Rahmen der epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 1. Februar 2021 (BAnz AT 02.02.2021 V1) 
werden die Wörter „vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 4a des Gesetzes vom 21. De-
zember 2020 (BGBl. I S. 3136) geändert worden ist,“ gestrichen.

Artikel 10a 

Einschränkung von Grundrechten 

Durch Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a und c, Nummer 3 und Artikel 7 werden die Grundrechte der körper-
lichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 
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Satz 2 des Grundgesetzes), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit (Arti-
kel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundge-
setzes) eigenschränkt.

Artikel 11 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 3 Nummer 2 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft. 

(3) Die Artikel 9a und 9b treten am 1. Juli 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die ITS-Arzneimittelbevorra-
tungsverordnung vom 7. Juli 2020 (BAnz AT 08.07.2020 V1) außer Kraft. 
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